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Zusammenfassende Erklärung 

gem. § 10 Abs. 2 und 3 ROG, § 6 Abs. 5 BauGB 
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1 Einleitung 

Ausgehend von europäischen Rechtsanforderungen, dem Raumordnungsgesetz (ROG) und 
dem Baugesetzbuch (BauGB) ist Regional- und Bauleitplänen eine Zusammenfassende Er-
klärung beizufügen, die nach abschließender Beschlussfassung, Genehmigung und Be-
kanntgabe des Planwerks zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten ist. 

Für den Regionalen Flächennutzungsplan in seiner Doppelfunktion als Regionalplan und 
gemeinsamer Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr werden 
diese Anforderungen im Baugesetzbuch und Raumordnungsgesetz konkretisiert. 

Danach sind in der Zusammenfassenden Erklärung folgende Inhalte zu behandeln: 

 wie Umwelterwägungen in den Plan einbezogen wurden bzw. Art und Weise der Be-
rücksichtigung der Umweltbelange und des Umweltberichts, 

 wie die Stellungnahmen und Einwendungen bzw. die Ergebnisse der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung berücksichtigt wurden, 

 aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kom-
menden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, und 

 welche Überwachungsmaßnahmen der Auswirkungen auf die Umwelt (Monitoring) 
vorgesehen sind. 

2 Anlass und Erfordernis der RFNP-Änderung 

Der Änderungsbereich umfasst eine ca. 18 ha große Fläche im Ortsteil Schwarze Heide, der 
gemäß Stadtentwicklungskonzept Oberhausen (STEK 2020) dem Teilraum Buschhausen 
zugeordnet ist. Dieser stellt wiederum einen Bestandteil des Sozialraums Sterkrade-Mitte 
dar. Der Planbereich war Standort der ehem. Zeche Sterkrade. Nach Aufgabe der bergbauli-
chen Nutzung sollte der Standort zunächst als Wohnbaufläche entwickelt werden. Im Rah-
men der Studie „Wohnen in Oberhausen“ aus dem Jahr 2012 wurde für Sterkrade-Mitte be-
reits der höchste Wohnungsneubaubedarf in Oberhausen ermittelt. Auch nach der aktuell 
vorliegenden Nachfolgestudie aus dem Jahr 2017 gehört Sterkrade-Mitte weiterhin zu den 
Sozialräumen mit den höchsten Neubaubedarfen. Ein im Jahr 2007 eingeleitetes Bebau-
ungsplanverfahren stagniert jedoch seit längerer Zeit. Durch das Planfeststellungsverfahren 
zum Bau der BETUWE-Eisenbahnstrecke sind zwischenzeitlich zusätzliche Rahmenbedin-
gungen eingetreten. Nach den Zielsetzungen des Stadtentwicklungskonzeptes STEK 2020 
vom 27.10.2008 spielt der Teilraum Buschhausen auf Grund seiner guten Standortvoraus-
setzungen auch für die weitere wirtschaftliche Entwicklung Oberhausens eine wichtige Rolle. 
Der Rat der Stadt Oberhausen hat sich im September 2013 im Rahmen eines gesamtstädti-
schen Maßnahmenbündels dementsprechend für eine Neuausrichtung der städtebaulichen 
Entwicklung in diesem Teilbereich ausgesprochen, da er keine realistische Möglichkeit mehr 
sah, auf der kompletten Fläche eine Wohnbebauung zu realisieren. Der Rat der Stadt beauf-
tragte die Verwaltung, die Planungen für das Gelände der ehemaligen Zeche Sterkrade hin 
zu einer Mischnutzung aus durchgrüntem Gewerbegebiet und wohnbaulicher Nutzung weiter 
zu entwickeln. 

Der RFNP stellt den in Rede stehenden Bereich derzeit als Wohnbaufläche im Rahmen einer 
regionalplanerischen Festlegung als Allgemeiner Siedlungsbereich dar (W/ASB). Mit der ge-
planten Darstellung einer gemischten Baufläche (M/ASB) sollen die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen geschaffen werden, um die vom Rat der Stadt vorgegebene neue Entwick-
lungsrichtung umsetzen zu können.
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3 Verfahrensablauf 

3.1 Verfahren 

Der Einleitungs- und Erarbeitungsbeschluss für das vorgelegte Änderungsverfahren des 
RFNP wurde von den Räten der Planungsgemeinschaft zwischen dem 07.12.2017 und dem 
18.12.2017 gefasst. Die frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Öf-
fentlichkeit sowie das Scoping fanden vom 26.03.2018 bis 26.04.2018 statt. Die öffentliche 
Auslegung wurde zwischen dem 27.06.2019 und dem 11.07.2019 durch die Räte der Pla-
nungsgemeinschaft beschlossen. Die anschließende öffentliche Auslegung sowie die förmli-
che Beteiligung fanden vom 02.09.2019 bis 02.10.2019 statt. Für eine Verlängerung der Re-
gelauslegungsfrist von einem Monat lag kein wichtiger Grund vor (Planverfahren ohne be-
sondere Komplexität). Die synoptische Darstellung der in der förmlichen Beteiligung vorge-
brachten Anregungen und der Stellungnahmen der Verwaltung beinhaltet im vorliegenden 
Fall nur die Stellungnahmen der Verwaltung zu den eingegangenen Hinweisen. Eine Erörte-
rung nach § 19 Abs. 3 LPlG mit den öffentlichen Stellen bzw. Personen des Privatrechts 
nach § 4 ROG konnte entfallen, da kein Meinungsausgleich erforderlich war. 

Mit dem Aufstellungsbeschluss (entspricht nach LPlG dem abschließenden Planbeschluss) 
wird das RFNP- Änderungsverfahren beendet. Nach Beschlussfassung wird das Änderungs-
verfahren der Landesplanungsbehörde zur Genehmigung eingereicht. Mit Veröffentlichung 
der erteilten Genehmigung im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW und in den amtlichen 
Verkündungsorganen der Städte wird die Änderung des RFNP Ziel der Raumordnung bzw. 
wirksam. 

3.2 Einvernehmen des RVR 

Seit Oktober 2009 ist der Regionalverband Ruhrgebiet (RVR) zuständiger Träger der staatli-
chen Regionalplanung im Ruhrgebiet. Der RVR wird daher mittelfristig einen Regionalplan 
für das gesamte Ruhrgebiet erarbeiten, der den RFNP in seiner Teilfunktion als Regionalplan 
ablöst. Nach der Überleitungsvorschrift zum RFNP des § 39 LPlG kann die Planungsge-
meinschaft den RFNP nach den Vorschriften des § 25 LPlG -a.F.- ändern. Diese Regelung 
gilt bis zum Aufstellungsbeschluss (hierbei handelt es sich nach LPlG um den abschließen-
den Planbeschluss) des Regionalplans Ruhr durch die Verbandsversammlung des RVR. 
Hinsichtlich der regionalplanerischen Inhalte des RFNP ist seit dem verfahrenseinleitenden 
Erarbeitungsbeschluss des Regionalplans Ruhr am 06.07.2018 das Einvernehmen mit dem 
RVR herzustellen. 

Da das Änderungsverfahren 33 OB lediglich den bauleitplanerischen Teil des RFNP betrifft, 
ist eine Einvernehmensherstellung mit der Verbandsversammlung nicht erforderlich. 

3.3 Umgang mit den Stellungnahmen 

Im Rahmen des Verfahrens sind keine wesentlichen Bedenken vorgetragen worden, die zu 
einer Änderung der Planung geführt haben. Aufgrund vorgetragener Hinweise und Anregun-
gen von beteiligten Trägern öffentlicher Belange wurde die Begründung entsprechend ange-
passt. Eine Änderung der Plandarstellung erfolgte nicht. 

4 Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange und der Planungsalter-
nativen 

4.1 Umweltbelange 

Die Umweltprüfung wird zur Abschätzung der Umweltfolgen des RFNP-Änderungsverfahrens 
durchgeführt. Im Rahmen der Umweltprüfung sind insbesondere die voraussichtlichen erheb-
lichen Umweltauswirkungen, die die Durchführung der Planung auf die Umwelt hat, zu ermit-
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teln, zu beschreiben und zu bewerten. Unter Einbeziehung der zuständigen Fachdienststellen 
sowie der beteiligten Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit wurde von der Pla-
nungsgemeinschaft der Umweltbericht erarbeitet. Dieser ist Bestandteil der Begründung zum 
RFNP und lag allen abwägenden Entscheidungen zugrunde. Er enthält insbesondere Aussa-
gen zu 

 den Prüfmethoden und Bewertungskriterien, 

 der Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes, 

 der voraussichtlichen Umweltentwicklung bei Nichtdurchführung des Planes, 

 den voraussichtlichen Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter (Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt, Landschaft, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima, Mensch, Ge-
sundheit, Bevölkerung, Kultur- und Sachgüter),  

 den Sonderprüfungen: Natura 2000 / FFH, Risiken / Auswirkungen im Fall schwere 
Unfälle oder Katastrophen (Seveso III-Richtlinie, Leitungstrassen gem. Rohrfernlei-
tungsverordnung, Hochwassergefährdung, Erdbebengebiet), 

 Wechselwirkungen und kumulative Auswirkungen, 

 den Verringerungs-, Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen.  
 

Die Darstellung als Gemischte Baufläche / Allgemeiner Siedlungsbereich kann bei Realisie-
rung der Planung erheblich nachteilige Auswirkungen insbesondere auf die Schutzgüter 
Mensch / Gesundheit, Boden, Wasser, Klima ausüben, die im Rahmen der verbindlichen 
Bauleitplanung zu kompensieren sind. Die erheblich nachteiligen Auswirkungen auf das 
Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Landschaft sind im Rahmen der verbindlichen 
Bauleitplanung vor allem hinsichtlich planungsrelevanter Arten näher zu betrachten. Teilwei-
se sind positive Auswirkungen zu erwarten (geplante Offenlegung eines verrohrten Bach-
laufs und Schaffung eines Grünzugs). Insgesamt werden die Umweltauswirkungen dennoch 
als erheblich nachteilig eingeschätzt. Die Fläche könnte im Rahmen des bisher gültigen Pla-
nungsrechts bereits als Wohnbaufläche genutzt werden. Die Umweltauswirkungen entsprä-
chen in etwa den für diese Änderung des RFNP beschriebenen Umweltauswirkungen. 

4.2 Alternativenprüfung 

Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben wurden die in Betracht kommenden anderweitigen 
Planungsmöglichkeiten im Umweltbericht dargelegt. Dabei beschränkt sich die Auswahl auf 
sinnvolle und gangbare Alternativen, die sich unter Berücksichtigung ökologischer, ökonomi-
scher, sozialer und technischer Aspekte sowie unter Beachtung des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes und des Gebotes der Vernunft anbieten.  

Es handelt sich um eine Wiedernutzung einer vormals bebauten Fläche (ehemaliger Ze-
chenstandort). Andere vormals baulich genutzte Flächen stehen als Alternative nicht zur Ver-
fügung. Für den bisher landwirtschaftlich genutzten Bereich sind im Vorfeld einer verbindli-
chen Bauleitplanung verschiedene städtebauliche Varianten geprüft worden, wobei derjeni-
gen mit geringerer Bebauungsdichte und Freihaltung eines Korridors für einen Grünzug mit 
offengelegtem Alsbach der Vorrang gegeben werden soll. 

5 Monitoring 

bestehende Darstellung 

Fläche 
(ha) 

neue Darstellung 

Fläche 
(ha) 

FNP- Ebene 
Regionalplan-
Ebene 

FNP- Ebene 
Regionalplan-
Ebene 

Wohnbaufläche Allgemeiner Sied-
lungsbereich 

17,8 Gemischte Bauflä-
che 

Allgemeiner Sied-
lungsbereich 

17,8 

Summe 17,8 Summe 17,8 
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Die Änderungen der Flächenbilanzen des Gesamtplanes im Zusammenhang mit den laufen-
den Änderungsverfahren werden im Rahmen des Monitorings fortgeschrieben. 

Das Monitoringkonzept für den RFNP ist so aufgebaut, dass mit Hilfe von unterschiedlichen 
Bausteinen die gesamträumlichen Auswirkungen der Planung erfasst werden können:  

- der erste Baustein umfasst die Ermittlung und Bewertung der steuerungsrelevanten Daten 
und Indikatoren (z. B. Änderung der Flächengröße bei Schutzgebieten, Änderung des Ver-
hältnisses Siedlungs- u. Verkehrsflächen zu Freiflächen der Realnutzung) 

- der zweite Baustein nutzt die Abschichtung von Informationen über potenzielle Umwelt-
auswirkungen aus nachgeordneten Planverfahren 

- der dritte Baustein umfasst die Nutzung der Informationspflicht der Behörden, die Gemein-
de über unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen zu unterrichten. 

Bei der Durchführung des Monitorings wird im Einzelfall überprüft, ob einzelne Überwa-
chungsinstrumente oder Indikatoren an neue Erkenntnisse anzupassen sind. Es können je-
weils nur die Indikatoren herangezogen werden, für die zu dem Zeitpunkt des Monitorings 
aktuelle Informationen vorliegen.  

Zur Auswertung der ermittelten Daten werden über die aufgeführten umweltrelevanten Daten 
hinaus die Ergebnisse der Raumbeobachtung herangezogen. Bei Bedarf wird innerhalb der 
Planungsgemeinschaft eine Monitoringkonferenz durchgeführt, um zu ermitteln, welche Re-
levanz die festgestellten Umweltauswirkungen für den RFNP haben. 

Das Monitoring begann erstmalig sechs Jahre nach Rechtswirksamkeit des Planes, d. h. 
2016 und wurde im August 2017 fertiggestellt. 


